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Land NRW gewährt Kostenzuschuss für 
kommunale Wärmeplanung

Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt die Kommunen bei 

der Erstellung von Wärmeplänen durch einen Kostenzuschuss. 

Das regelt das Landeswärmeplanungsgesetz, das im Dezember 

2024 in Kraft getreten ist. Demnach ist ein einwohnerabhängi-

ger Pauschalbetrag für jede Kommune vorgesehen, der für die 

Wärmeplanung verwendet werden muss. Das Land wird den 

Kostenzuschuss zusammen mit sonstigen allgemeinen Finanz-

leistungen an die Kommunen auszahlen, um deren Aufgaben für 

die Wärmeplanung zu unterstützen.

 

Der Bundesgesetzgeber hatte mit dem Wärmeplanungsgesetz 

im Herbst 2023 die Grundlagen für die kommunale Planung 

der Wärmeversorgung geregelt. Für das Gebiet von Großstädten 

muss bis Mitte 2026, für das Gebiet kleinerer Städte bis Mitte 

2028 mit einem Wärmeplan dargestellt werden, auf welche 

Weise Gebäude künftig mit Wärme versorgt werden könnten. 

Dabei sollen Eignungs- oder Prüfgebiete für die leitungsgebun-

dene Wärmeversorgung festgelegt werden. Zusammen mit den 

derzeitigen Regelungen des Gebäudeenergiegesetzes ergeben 

sich daraus auch Pflichten für die einzelnen Gebäudeeigentü-

mer, wenn eine vorhandene Heizungsanlage erneuert wird oder 

Gebäude neu errichtet werden.

Das L-WPG regelt nun unter anderem, dass in Nordrhein-West-

falen die Kommunen in eigener Verantwortung die Wärmepläne 

aufstellen müssen. Aus verfassungsrechtlichen Gründen konn-

te dies im Wärmeplanungsgesetz noch nicht geregelt werden. 

Insbesondere in Ballungsräumen hätte die Zuständigkeit für 

Wärmepläne auch interkommunalen Verbänden oder Regionen 

übertragen werden können. Das Landesgesetz ermöglicht es 

aber, dass Kommunen gemeinsame Wärmepläne erstellen. Für 

kleinere Kommunen enthält das L-WPG zudem Regelungen zum 

vereinfachten Verfahren, bei dem etwa die Öffentlichkeitsbetei-

ligung bei der Wärmeplanung nur einmal durchgeführt werden 

muss. Sofern die Prüfung des Bestands und der denkbaren Wär-

mequellen und die Auswahl  konkreter Zielszenarien in einzelnen 

Schritten erfolgt, hätte ansonsten nach jedem Verfahrensschritt 

eine Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgen sollen.

Das Land plant zudem, alle Wärmepläne auf einer zentralen 

digitalen Plattform durch das Landesamt für Umwelt und Ver-

braucherschutz (LANUV) zu veröffentlichen. Die Wärmepläne der 

Kommunen sollen durch das LANUV auch zentral ausgewertet 

werden, um Umsetzungsmaßnahmen effektiver koordinieren zu 

können und ein landesweites Monitoring einzuführen. 

Dr. Benedikt Plesker  
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-77
b.plesker@lenz-johlen.de
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Auswahlentscheidungen bei kommunalen 
Großveranstaltungen – Kapazitätsengpässe 
durch immissionsschutzrechtliche Vorgaben

Konkurrierende Bewerbungen um begrenzte Standplätze und 

Veranstaltungsflächen im Gemeindegebiet stellen Kommunen 

seit jeher vor große Herausforderungen. Diese Kapazitätseng-

pässe werden vermehrt durch immissionsschutzrechtliche Vor-

gaben verschärft: Nach dem Freizeitlärmerlass NRW dürfen 

beispielsweise sogenannte seltene Ereignisse, an maximal 

18 Tagen im Jahr und nicht an mehr als zwei aufeinanderfol-

genden Wochenenden stattfinden. Dies führt nicht nur zu einer 

weiteren Verknappung der verfügbaren Termine, sondern erfor-

dert auch eine vorausschauende Jahresplanung der Veranstal-

tungen. Relevant kann dies beispielsweise für Volksfeste, Kir-

mesveranstaltungen, Schützenfeste und Musikveranstaltungen 

werden. Vor diesem Hintergrund bietet es sich an, anhand 

zweier Beispiele der jüngeren Vergangenheit die Entwicklung in 

diesem Themenkomplex zu betrachten: 

Das OVG Münster hat in einer grundlegenden Entscheidung 

(Beschl. v. 12.06.2020 – 4 A 3314/18) die Bedeutung eines 

transparenten Auswahlverfahrens betont. Werden im Interesse 

einer rechtssicheren Auswahl Ausschreibungsbedingungen 

öffentlich bekannt gemacht, führt dies über Art. 3 Abs. 1 GG 

zu einer Selbstbindung der Verwaltung. Dies vermittelt den ein-

zelnen Bewerbern einen Anspruch auf Gleichbehandlung und 

Einhaltung der verlautbarten Bedingungen. Die Begründung der 

Auswahlentscheidung muss dabei erkennen lassen, auf welcher 

Tatsachengrundlage die vorgenommenen Bewertungen beru-

hen und ob sämtliche Bewerber bei der Sachverhaltsermittlung 

gleich behandelt wurden. Besonders wichtig ist dabei die sorg-

fältige Dokumentation des Auswahlprozesses, um die Entschei-

dung auch im Streitfall nachvollziehbar begründen zu können.

Eine aktuelle Entscheidung des VG Bremen (Urt. v. 17.10.2024 

– 5 K 2771/23) verdeutlicht zudem die Grenzen etablierter 

Auswahlkriterien. So kann auch die Anwendung des Merkmals 

„bekannt und bewährt“ als untergeordnetes Auswahlkriterium 

gegen die Marktfreiheit verstoßen, wenn es faktisch zum einzi-

gen Auswahlkriterium wird. Verfolgt die Marktbehörde ein „Neu-

zulassungskonzept“, muss dieses im Einzelfall sicherstellen, 

dass sich auch Neubewerber in einem angemessenen zeitlichen 

Horizont bewähren können. Die Entscheidung macht deutlich, 

dass die Kommunen bei der Entwicklung ihrer Auswahlkriterien 

besonderes Augenmerk darauf legen müssen, auch neuen Be-

werbern eine realistische Chance auf Zulassung einzuräumen.

Beschwerden und Klagen durch Anlieger gegen Veranstaltungen 

aus immissionsschutzrechtlichen Gründen sowie Konkurrenten-

klagen gegen Auswahlentscheidungen der Kommunen nehmen 

in der Praxis zu. Um Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, empfiehlt 

sich die Entwicklung eines Gesamtkonzepts für kommunale 

Veranstaltungen, das sowohl die räumlichen als auch die immis-

sionsschutzrechtlichen Kapazitätsgrenzen berücksichtigt. Gerne 

unterstützen wir Sie bei der Erarbeitung eines transparenten 

Kriterienkatalogs sowie bei der rechtssicheren Gestaltung ein-

zelner Auswahlentscheidungen.

Sebastian Pesch
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-28
s.pesch@lenz-johlen.de

Béla Gehrken
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-84
Berlin: 030 / 7543758-84
b.gehrken@lenz-johlen.de
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Kommunen sehen sich nicht selten vor der Frage, ob und inwie-

weit eine Bebauung in einem Überschwemmungsgebiet zuläs-

sig ist. Hintergrund kann ein eingereichter Bauantrag sein oder 

auch der Wunsch, einen Bebauungsplan aufzustellen. Ist eine 

bauliche Maßnahme in einem Überschwemmungsgebiet beab-

sichtigt, gilt es zunächst zu klären, ob ein festgesetztes Über-

schwemmungsgebiet vorliegt. Dem gleichgestellt sind nach § 76 

Abs. 3 WHG ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorläufig 

gesicherte Gebiete (§ 78 Abs. 8 WHG). In festgesetzten Über-

schwemmungsgebieten gelten die baulichen Schutzvorschriften 

des § 78 WHG.

§ 78 Abs. 1 WHG erhält das Verbot der Ausweisung neuer Bau-

gebiete im Außenbereich in Bauleitplänen. Das BVerwG hat in 

seinem Urteil vom 03.06.2024 grundlegende Ausführungen zu 

dem Begriff des neuen Baugebietes iSd § 78 Abs. 1 WHG 

gemacht. Die Reichweite dieses Verbotstatbestandes führt in der 

Praxis gleichwohl weiterhin zu Abgrenzungsfragen. Nach dem 

Urteil des BVerwG richtet sich das Planungsverbot nur gegen 

die Planung von neuen Baugebieten, mit denen erstmals eine 

zusammenhängende Bebauung im festgesetzten Überschwem-

mungsgebiet ermöglicht werden soll. Ob eine zusammenhän-

gende Bebauung vorliegt, beurteilt sich nach den Maßstäben, 

die die Rechtsprechung zur Bestimmung eines Bebauungszu-

sammenhangs iSv § 34 BauGB entwickelt hat.

Nach § 78 Abs. 2 WHG kann von dem Planungsverbot eine 

Ausnahme zugelassen werden. Voraussetzung hierfür ist u.a., 

dass keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung 

bestehen oder geschaffen werden können. Diese Voraussetzung 

wird restriktiv verstanden und führt dazu, dass die meisten 

Planungen in Überschwemmungsgebieten zur Ausweisung neuer 

Baugebiete im Außenbereich scheitern dürften. Die Errichtung 

oder Erweiterung baulicher Anlagen richtet sich nach § 78 Abs. 

4 und 5 WHG. Abweichend von dem Verbot der Errichtung oder 

Erweiterung baulicher Anlagen nach § 78 Abs. 4 WHG kann 

die zuständige Behörde die Errichtung oder Erweiterung einer 

baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen. Hierzu müssen die 

Voraussetzungen des § 78 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 lit. a - d WHG 

(kumulativ) oder (alternativ) die Voraussetzung des § 78 Abs. 5 

S. 1 Nr. 2 WHG vorliegen.

Nach dem Wortlaut des § 78 Abs. 5 WHG steht die Erteilung 

einer Ausnahmegenehmigung bei Vorliegen eines der beiden 

Genehmigungstatbestände im Ermessen der zuständigen 

Behörde. Jedoch wird bei Vorliegen der Genehmigungsvoraus-

setzungen überwiegend ein Anspruch auf Erteilung einer 

Ausnahmegenehmigung bejaht.

Ist eine Bebauung in einem Überschwemmungsgebiet beab-

sichtigt, gilt es zu klären, ob die baulichen Schutzvorschriften 

des § 78 WHG zur Anwendung kommen. Neben der grundsätz-

lichen Anwendbarkeit des § 78 WHG geht es um das Begriffs-

verständnis der einzelnen Verbots- und Ausnahmetatbestände.

Bauen in Überschwemmungsgebieten – 
Möglichkeiten und Grenzen

Dr. Inga Schwertner
Fachanwältin für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-18
Berlin: 030 / 7543758-18
i.schwertner@lenz-johlen.de
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Solaranlagen schlagen den 			
Denkmalschutz

Energiewende und Klimaschutz sind ohne Photovoltaik kaum 

vorstellbar. Die Energiegewinnung durch Solarenergie ist nicht 

nur umweltschonend, sondern auch effizient. Für neue Wohn-

gebäude gilt in Nordrhein-Westfalen ab Januar 2025 sogar 

eine Solarpflicht. 

Wie aber sieht es bei denkmalgeschützten Gebäuden aus?

In Nordrhein-Westfalen präsentiert sich eine vielfältige Denkmal-

landschaft mit über 80.000 Baudenkmälern, von denen rund 80 % 

in Privatbesitz sind. Auch die Eigentümerinnen und Eigentümer 

dieser Denkmäler möchten einen Beitrag zum Klimaschutz leis-

ten und ihre Gebäude zukunftsfest machen, indem sie Solaran-

lagen installieren. Dies wirft die Frage nach der Vereinbarkeit von 

Denkmalschutz und Klimaschutz auf.

Der Denkmalschutz zielt darauf ab, Denkmale dauerhaft zu 

erhalten und das baukulturelle Erbe zu bewahren. Der Konflikt 

zwischen Solaranlagen und Denkmalschutz ergibt sich vor allem 

aus dem Eingriff in das Erscheinungsbild der betroffenen 

Gebäude. 

Im nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetz wird dem 

fortschreitenden Klimawandel bereits Rechnung getragen, 

indem ein grundsätzlicher Rechtsanspruch auf Erteilung einer 

Erlaubnis für Solaranlagen auf Denkmälern gewährt wird. Zu be-

achten sind dabei die ‚Entscheidungsleitlinien für Solaranlagen 

auf Denkmälern‘, die den Behörden und Eigentümern Orientie-

rung bieten. Allerdings bleibt die genaue Ausrichtung der Ent-

scheidungslinie, die den Klimaschutz mit dem Denkmalschutz in 

Einklang bringt, weiterhin offen.

In diesem Spannungsfeld hat das Oberverwaltungsgericht Müns-

ter kürzlich zwei wegweisende Entscheidungen getroffen (Urt. v. 

27.11.2024, Az. 10 A 2281/23 und Az. 10 A 1477/23). Diese 

Urteile betrafen eine Siedlung in Düsseldorf, für die eine Denk-

malbereichssatzung gilt, sowie ein ehemaliges Schulgebäude, 

das als Baudenkmal eingetragen ist. Durch diese Entscheidungen 

hat das Gericht mehr Rechtsicherheit geschaffen und klarge-

stellt, dass der Klimaschutz und der Ausbau von erneuerbaren 

Energien bei der Abwägung über dem Denkmalschutz stehen. 

Im ersten Fall war die geplante Solaranlage teilweise vom Straßen-

raum aus sichtbar, beeinträchtigte jedoch nach Auffassung des 

Gerichts nicht die geschützte Silhouette der Siedlung. Im zweiten 

Fall sollte die Solaranlage auf das Dach gesetzt werden. Das Ge-

richt kam zu dem Schluss, dass die Photovoltaikanlage auf dieser 

Fläche für den Denkmalschutz nicht beeinträchtigend war.

Die Entscheidung berücksichtigt das seit 2022 geltende Erneu-

erbare-Energien-Gesetz (EEG). Dieses Gesetz legt fest, dass die 

Errichtung von Solaranlagen im überragenden öffentlichen Inte-

resse steht. Daher ist der Klimaschutz in der Schutzgüterabwä-

gung als vorrangiger Belang zu berücksichtigen. 

Zwar kann die Sichtbarkeit einer Solaranlage von außen für viele 

eine Beeinträchtigung der ästhetischen Wahrnehmung darstellen, 

doch reicht diese allein nicht aus, um ein Verbot zu rechtfertigen. 
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Ein solches Verbot wäre nur gerechtfertigt, wenn besondere Um-

stände des Denkmalschutzes gegen die Installation der Solaran-

lage sprechen würden.

Die obergerichtlichen Entscheidungen haben große Auswirkun-

gen auf die Installation von Solaranlagen in Denkmalbereichen 

und auf Baudenkmälern in Nordrhein-Westfalen, wobei der 

Rechtsprechung in anderen Bundesländern gefolgt wird. 

Die denkmalrechtliche Erlaubnis einer Photovoltaikanlage bleibt 

weiterhin erforderlich, hat aber Aussicht auf Erfolg, wenn folgen-

de Gesichtspunkte beachtet werden. Bei der Planung sollte eine 

Ausführung gewählt werden, die die Substanz und das Erschei-

nungsbild so weit wie möglich schont. Hierbei sollte berücksich-

tigt werden, dass das Dach des Denkmals durch die Solaranlage 

in seiner Kontur nicht übermäßig verformt wird, sondern erkenn-

bar bleibt. Zudem sollte die Solaranlage möglichst als einheitli-

che Fläche angebracht werden, um eine ungleichmäßige Ver-

teilung der Module zu vermeiden. Die Paneele sollten der Farbe 

des Dachs entsprechen und eine matte Oberfläche aufweisen. 

Demgegenüber darf die Behörde nicht mehr auf Alternativstand-

orte oder Solarziegel verweisen.

Kommunale Bauvorhaben müssen – trotz eklatanter personeller 

Engpässe – oft in kürzester Zeit umgesetzt werden. Gerade bei 

Schulen ist der Druck hoch, aber auch andere Gebäude werden 

dringend benötigt. In dieser Gemengelage wird regelmäßig der 

Ruf nach einem Total- bzw. Generalunternehmer laut, der 

Planung und Bau (TU) bzw. zumindest den Bau (GU) aus einer 

Hand anbietet und damit die Verwaltung entlastet. Das Prob-

lem: Eine TU-/GU-Vergabe widerspricht dem vergaberechtlichen 

Grundsatz der losweisen Vergabe. V.a. in geförderten Projekten 

ist damit Vorsicht geboten, führt ein Verstoß doch meist zu satten 

Rückforderungen. 

Die naheliegende Lösung: Kontakt mit dem Fördermittelgeber 

aufnehmen und um Bestätigung bitten. Das funktionierte zu 

Beginn der Flutkatastrophenbewältigung gut. Aussagekräftige 

und erfreuliche Zusagen von höchster Stelle erleichterten die 

Vergaben. Mittlerweile ist die Förderpraxis wieder bei dem Stan-

dardsatz „bitte beachten Sie das Vergaberecht“ angekommen. 

Damit muss die Vergabestelle selbst entscheiden, ob aus wirt-

schaftlichen oder technischen Gründen eine Ausnahme vom 

besagten Grundsatz möglich ist. Und ob diese Einschätzung auch 

einer späteren Überprüfung des Fördermittelgebers standhält. 

Förderfeste TU/GU-Vergabe:  
Licht am Ende des Tunnels?

Dr. Alexander Beutling 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-74
Berlin: 030 / 7543758-74
a.beutling@lenz-johlen.de
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Das ist nur mit aufwendigen Gutachten und/oder bei komplexen 

Vorhaben denkbar. In 95 % der Fälle verbleiben Restzweifel, die 

eine schwelende Gefahr für die Fördermittel darstellen. 

Der Referentenentwurf zum Vergaberechtstransformationsge-

setz aus Oktober 2024 erkannte die Zwangslage und nahm 

neben den bekannten wirtschaftlichen/technischen auch „zeitli-

che“ Gründe auf, die zumindest in den unverschuldet dringlichen 

Fällen Rechtssicherheit bringen könnten. Der Entwurf wurde 

aufgrund der Neuwahlen nicht mehr umgesetzt, soll aber unter 

der unionsgeführten Regierung weiter betrieben werden. Kurz-

fristig dürften jedoch andere Themen priorisiert werden. Solange 

bleibt nur die alte Erkenntnis: Ohne Mut zum Risiko bleibt nur 

die Einzelgewerkvergabe, ggf. mit Hilfe einer Projektsteuerung.

TU-/GU-Vergaben in geförderte Kulisse sollten nur mit schrift-

licher Bestätigung des Fördermittelgebers oder einer belastba-

ren rechtlichen Begründung im Vergabevermerk in Erwägung 

gezogen werden. Eine anstehende Gesetzesänderung kann 

dabei helfen, momentan ist jedoch Vorsicht geboten: Eine Argu-

mentation im „vorauseilenden Gehorsam“ ist kritisch, da maß-

geblich die Rechtslage bei Erteilung des Fördermittelbescheids 

und zudem die politische Landschaft unberechenbar sind. Sollte 

das Gesetz geändert werden, dürfte jedenfalls der Bezug auf 

die dann geregelten zeitlichen Gründe ausscheiden, wenn man 

auf die neue Rechtslage bewusst gewartet und damit zeitlichen 

Druck selbst erzeugt hat.

Martin Hahn
Fachanwalt für Vergaberecht
Telefon: 0221 / 973002-93
m.hahn@lenz-johlen.de

Dr. Elmar Loer
Fachanwalt für Vergaberecht
Köln: 0221 / 973002-93
Berlin: 030 / 7543758-93
e.loer@lenz-johlen.de
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Gründen Kommunen Unternehmen und Einrichtungen in privater 

Rechtsform oder beteiligen sich an diesen, so steht hierfür auch 

die Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft zur Verfü-

gung (Gaß, in: Wurzel/Schraml/Gaß, Rechtspraxis der kommu-

nalen Unternehmen, 4. A., C., Rn. 195). Da die Genossenschaft 

gemäß § 1 Abs. 1 Genossenschaftsgesetz (GenG) darauf ge-

richtet ist, „den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder 

deren soziale oder kulturelle Belange durch gemeinschaftlichen 

Geschäftsbetrieb zu fördern“, bietet sie gerade für den Bereich 

der kommunalen Daseinsvorsorge vielfältige Möglichkeiten.

Eine Genossenschaft muss aus mindestens drei Mitgliedern be-

stehen. Daher kommt diese Rechtsform für eine reine Eigenge-

sellschaft regelmäßig nicht in Betracht. Sie bietet sich aber für 

Kooperationsmodelle an, wenn die übrigen kommunalrechtlichen 

Voraussetzungen für die wirtschaftliche oder nicht-wirtschaftliche 

Betätigung der Gemeinden erfüllt werden. Dies betrifft entweder 

Kooperationsmodelle mit Privaten oder interkommunale Genos-

senschaften; auf letztere wirft dieser Beitrag ein Schlaglicht.

Auch im Falle der interkommunalen Kooperation verlangt das 

Kommunalrecht der Länder bei der Wahl privater Rechtsfor-

men regelmäßig, dass die Haftung der jeweiligen Kommune 

beschränkt und ihr angemessener Einfluss sichergestellt wird. 

Für die Genossenschaft ist die Haftung gemäß § 2 GenG auf das 

Vermögen der Genossenschaft beschränkt; darüber hinaus kann 

gemäß § 6 Nr. 3 GenG in der Genossenschaftssatzung bestimmt 

werden, dass auch im Falle der Insolvenz keine Nachschuss-

pflicht besteht. Damit wird den kommunalrechtlichen Vorgaben 

zur Haftungsbeschränkung Genüge getan. Soweit die Gemein-

de ihren hinreichenden Einfluss sicherstellen muss, gilt in der 

Rechtsform der Genossenschaft gemäß § 43 Abs. 3 S. 1 GenG 

grundsätzlich das sogenannte Kopfstimmrecht. Auch bei höherer 

Beteiligung wächst – wenn nicht ausnahmsweise in der Satzung 

Mehrstimmenrechte eingeräumt werden – das Stimmrecht der 

einzelnen Kommune nicht. In der Satzung kann aber gemäß 

§ 35 Abs. 5 S. 1 GenG einzelnen Mitliedern zur Sicherung der 

Einflussmöglichkeit das Recht zur Entsendung von Mitgliedern in 

den Aufsichtsrat eingeräumt werden. Gerade im Fall einer inter-

kommunalen Genossenschaft kann aber auch das Kopfstimm-

recht ausreichen. Zusätzlich sollte bereits in der Satzung der Ge-

nossenschaft deren öffentlicher Zweck festgeschrieben werden 

(siehe zu dem Vorstehenden insgesamt: DStGB-Dokumentation 

Nr. 146, S. 25 ff.).

Gerade für den Bereich der interkommunalen Kooperation bietet 

die Rechtsform der Genossenschaft gute Möglichkeiten. So kommt 

etwa die Gründung interkommunaler Wohnungsbaugesellschaften 

in Form von eingetragenen Genossenschaften in Betracht. Einzelne 

Kommunen können Ihre Grundstücke in jeweils lokale Wohnungs-

baugesellschaften (etwa in Form einer GmbH & Co. KG) einbrin-

gen. Werden diese lokalen Gesellschaften – und auch die jeweilige 

Kommune – dann Mitglieder in der interkommunalen Wohnungs-

baugesellschaft, so kann diese im Wege von Geschäftsbesor-

gungsverträgen mit der Entwicklung, dem Bau und der Vermietung 

von Wohnimmobilien beauftragt werden. Auch kleinere Kommunen 

können so das notwendige Know-how aufbauen und sichern.

Dr. Gerrit Krupp 
Rechtsanwalt  
Telefon: 0221 - 97 30 02-25
g.krupp@lenz-johlen.de

Béla Gehrken
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-84
Berlin: 030 / 7543758 -84
b.gehrken@lenz-johlen.de

Die Genossenschaft als Modell  
der interkommunalen Betätigung
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